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„Handeln. Mitmachen. Bewegen.“ Die 

Wahlkampagne des Europäischen Parla-

ments ist wieder einmal lange vor den 

Kampagnen der Parteien an den Start ge-

gangen. Das sagt einiges über die Rolle der 

politischen Parteien für die Mobilisierung 

Deutsche Parteien im Europawahlkampf

Mit angezogener 
Handbremse?

KOMMENTIERT

der Wähler aus. Man stelle sich nur einmal 

vor, der Bundestag würde auf YouTube 

mit dem Slogan „Sie haben die Macht zu 

entscheiden“ für den Gang zur Urne wer-

ben. Doch für das Europäische Parlament 

(EP) hat es gewissermaßen Tradition, in 

Wahlkämpfen als Anwalt in eigener Sache 

aufzutreten und der zunehmenden Wahl-

verdrossenheit (die Wahlbeteiligung lag 

im Jahr 2009 europaweit bei 43 Prozent) 

mit dem Verweis zu begegnen, es sei das 

einzige demokratisch unmittelbar legiti-

mierte Organ der Europäischen Union 

(EU) und zudem ein mächtiger Ko-Ge-

setzgeber. Euro pawahlkampagnen fehlen 

aufgrund spezifischer Charakteristika der 

EU sowie der Besonderheiten des Parla-

ments zen trale Merkmale, die mit moder-

nen, professionalisierten Kampagnen auf 

nationaler Ebene in Verbindung gebracht 

werden. 

 Seit Langem gelten Europawahlen  

als second-order elections, als zweitrangige 
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Neben wahlen, und dies vor allem deshalb, 

weil die Wähler nicht über die Wahl bezie-

hungsweise Abwahl einer europäischen 

Regierung entscheiden können. Aus Sicht 

der Wähler steht bei Europawahlen weni-

ger auf dem Spiel. Einerseits bietet sich 

ihnen eine vergleichsweise kostengünstige 

Gelegenheit, ihrer Regierung daheim 

 einen Denkzettel zu verpassen (putting the 
boot in). Andererseits sind sie eher bereit 

und in der Lage, frei von wahltaktischen 

Erwägungen über eine mögliche Regie-

rungskoalition der Partei ihre Stimme zu 

geben, von der sie sich inhaltlich am 

 besten vertreten fühlen (voting with the 
heart). Kleine Parteien, Exoten und Par-

teien am Rande des politischen Spektrums 

schneiden bei Europawahlen im Schnitt 

besser ab als bei nationalen Parlaments-

wahlen. 

KEIN „STIMMVIEH“ FÜR EINE 
 DEMOKRATISCHE SCHIMÄRE

Der „zweitrangige“ Charakter von Euro-

pawahlen spiegelt sich bislang auch darin 

wider, dass die Parteien Kampagnen „mit 

angezogener Handbremse“ betreiben. 

Dies verstärkt den Eindruck einer neben-

sächlichen Wahlentscheidung. Verständ-

licherweise kann man einwenden, dass 

Europawahlkampagnen aufgrund struk-

tureller Hürden wie der Sprachbarriere 

oder eines fehlenden einheitlichen Wahl-

systems1 nicht mit den Maßstäben natio-

naler Kampagnen gemessen werden soll-

ten, da für sie „andere Gesetze gelten“.2 

Ohne größe re Kommunikations- und 

Mobilisierungsleistungen seitens der Par-

teien und Medien wird es jedoch kaum 

gelingen, die Attraktivität der Europa-

wahlen zu erhöhen und Politik so zu ver-

mitteln, dass tatsächlich eine Wahl im 

Sinne von Auswahl  zwischen inhaltlichen 

oder personellen Alternativen möglich 

wird. Laut der jüngsten Eurobarometer-

Umfrage vom Juli  2013 finden gut zwei 

Drittel aller Europäer, dass ihre Stimme in 

der EU nicht zähle – der höchste je gemes-

sene Wert. Vor diesem Hintergrund bie-

ten die Europawahlen 2014 einen konkre-

ten Anlass und im Prinzip auch die 

Bedingungen, eine stärkere Europäisie-

rung, Personalisierung und damit Politi-

sierung der Kampagnen zu ermöglichen 

und dem Eindruck entgegenzuwirken, 

dass die EU-Bürger lediglich „Stimmvieh“ 

seien und die Europawahlen eine demo-

kratische Schimäre. Die deutschen Par-

teien spielen für die Aufwertung der Wahl 

und des Wahlkampfs eine nicht zu ver-

nachlässigende Rolle.

 Erstens hat der Europawahlkampf spä-

testens seit der Nominierung von Parla-

mentspräsident Martin Schulz zum Spit-

zenkandidaten der Sozialisten und 

Sozial demokraten ein Gesicht, das man 

mit europäischer Politik in Verbindung 

bringt. Zweitens hat die durch Finanz-, 

Banken- und Staatsschuldenkrise ausge-

löste Wirtschaftskrise dem Europawahl-

kampf ein Thema beschert, das sich für 

eine weitaus aktivere Mobilisierung und 

pointiertere politische Auseinanderset-

zung zwischen den parteipolitisch organi-

sierten Kräften eignet, als man es aus bis-

herigen Europawahlkämpfen gewohnt 

war. Im Jahr sechs der Krise ächzt der Sü-

den der EU unter Rekordarbeitslosigkeit, 

gerade unter Jugendlichen. Bankenkollaps, 

Staatspleiten und der Zerfall der Wäh-

rungsunion konnten nur unter Aufspan-

nung zahlreicher Rettungsschirme, daran 

gekoppelte Spar- und Reform auflagen in 
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den Defizitländern sowie durch massive 

Intervention der Europäischen Zentral-

bank abgewendet werden. Die sozialen 

und politischen Verwerfungen der Krisen-

politik sind beträchtlich. In den europäi-

schen Nachbarländern mehren sich seit 

Längerem jene Stimmen, die eine Abkehr 

von der Austeritätspolitik und verstärkte 

Wachstumsimpulse durch europaweite 

Investitions programme fordern. Die im 

Raum stehende Forderung, dass der Ex-

portweltmeister seine Wirtschaftspolitik 

stärker auf die Ankurbelung der Binnen-

nachfrage ausrichten solle, um die ökono-

mischen Ungleichgewichte im Euro-Raum 

abzubauen, erlangte unlängst neue Bri-

sanz, als die Kommission ein Prüfverfah-

ren wegen dauerhaft zu hoher Leistungs-

bilanzüberschüsse einleitete.

TOP-DOWN-ANSATZ

Chance und Herausforderung zugleich 

birgt die im Lissabon-Vertrag verankerte 

Bestimmung, dass die Staats- und Regie-

rungschefs der EU-Mitgliedsstaaten bei 

der Nominierung des Kandidaten für die 

Kommissionspräsidentschaft das Ergeb-

nis der Europawahlen berücksichtigen. 

Würde die Vergabe dieses Spitzenamtes 

davon abhängig gemacht, welcher Kandi-

dat die meisten Stimmen auf sich vereini-

gen kann, hätten die Wähler zumindest 

ansatzweise eine wirkliche Wahlentschei-

dung zu treffen.3 Die Europawahlen könn-

ten damit das Image einer Sekundärwahl 

abstreifen. Der Vorstoß, die Wahl des 

Kommissionspräsidenten mit der Aufstel-

lung von Spitzenkandidaten zu koppeln, 

hat freilich auch Schattenseiten. Erstens ist 

er kein zivil gesellschaftlich initiierter Im-

puls, sondern ein von der Kommission 

selbst unterstützter Top-down-Ansatz der 

stärkeren Personalisierung und Politisie-

rung der Europa wahlen. Zweitens dürfte 

Schulz die Tatsache, dass er Deutscher ist, 

eher zum Nachteil gereichen. Deutsch-

land wird in Gestalt der Regierung Merkel 

ohne hin schon als zu dominant wahr-

genommen, und Schulz war an den Koali-

tionsverhandlungen in Berlin unmittelbar 

beteiligt. Drittens – damit zusammenhän-

gend – bleibt abzuwarten, inwieweit die 

bei der Besetzung europäischer Spitzen-

ämter zu berücksichtigenden, komplizier-

ten Proporzregeln zwischen kleinen und 

großen, alten und neuen Mitgliedsstaaten 

durch eine Spitzenkandidatur außer Kraft 

gesetzt werden können. Der Europäische 

Rat hat sein Mitspracherecht bei der Kan-

didatennominierung nämlich mitnichten 

verloren. Am Ende könnte es zu Tausch-

geschäften zwischen Parlament und Euro-

päischem Rat sowie über Parteigrenzen 

hinweg kommen, bei denen die Transpa-

renz des Verfahrens und die klare Zure-

chenbarkeit von Verantwortlichkeit auf 

der Strecke bleiben. Diese Tauschge-

schäfte würden – viertens – dadurch be-

günstigt, dass neben einem Nachfolger für 

den Kommissionspräsidenten weitere eu-

ropäische Spitzenämter zu vergeben sind: 

Herman Van  Rompuy wird seinen Posten 

als Präsident des Europäischen Rates 

ebenso räumen wie die Außen beauftragte 

Catherine Ashton den ihren.

 Doch immerhin hat die Idee des Par-

lamentspräsidenten andere Parteien unter 

Zugzwang gesetzt, ihrerseits mit bekann-

ten und erfahrenen Spitzenpolitikern ins 

Rennen zu ziehen und ihre Kandidatur 

auch mit inhaltlichen Zielvorstellungen 

zu verknüpfen. Im Dezember 2013 gab 

„Monsieur Euro“ Jean-Claude Juncker 
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 bekannt, als Spitzenkandidat der Europäi-

schen Volkspartei (EVP) bei den Europa-

wahlen antreten zu wollen. Darüber hinaus 

gelten der polnische Premier  Donald Tusk 

(der mutmaßliche Favorit der Bundeskanz-

lerin) sowie der irische Ministerpräsident 

Enda Kenny als mögliche Anwärter. Die 

endgültige Entscheidung, wer die EVP als 

Spitzenkandidat in die Europawahl führt, 

soll im März auf einem Parteikongress fal-

len. Bislang sind seitens der Unionspar-

teien mit David McAllister (CDU) sowie 

Markus Ferber (CSU) lediglich die Spit-

zenkandidaten des deutschen Wahlkamp-

fes für die Nominierung vorgesehen, die 

sich jedoch anders als der Kandidat der 

Sozialdemokraten nicht um ein EU-Spit-

zenamt bewerben. 

 Ähnlich ist es bei der FDP, die eben-

falls auf einen bundesweiten Spitzenkan-

didaten setzen wird. Der europaweite 

Spitzenkandidat der Allianz der Liberalen 

und Demokraten Europas wird in partei-

internen Vorwahlen  ermittelt, bei denen 

Fraktionschef Guy Verhofstadt und Wäh-

rungskommissar Olli Rehn gegeneinander 

antreten werden. Die Grünen ließen als 

erste Partei überhaupt bis Ende Januar 

2014 alle EU-Bürger in einer Online-Ur-

wahl über die zwei europaweiten Spitzen-

kandidaten beziehungweise -kandidatin-

nen abstimmen. Mit Rebecca Harms und 

Franziska („Ska“) Keller traten gleich zwei 

deutsche Europaabgeordnete an. Franziska 

Keller ging als deutsche Spitzenkandidatin 

aus der Online-Urwahl hervor. Selbst die 

Vereinigte Europäische Linke, tendenziell 

eine europakritische Kraft im EP, hat den 

griechischen Oppositionsführer Alexis Tsi-

pras als Spitzenkandidaten nominiert. 

 Neben dem Motiv, die Attraktivität der 

Wahl und damit die Wahlbeteiligung zu 

erhöhen, wird die Auseinandersetzung mit 

den Parolen von Populisten und Europa-

skeptikern bei allen Kandidaten des Partei-

enmainstreams erklärtermaßen eine her-

vorgehobene Rolle spielen. Der von Schulz 

geäußerte Anspruch, als Chef der EU-

Kommission die Bekämpfung der extrem 

hohen Jugendarbeitslosigkeit durch euro-

päisch koordinierte Maßnahmen in Angriff 

zu nehmen und die wirtschaftliche Ent-

wicklung der Regionen durch Wachstums-

impulse zu fördern, hat Themen auf die 

Agenda gesetzt, an denen wohl kein Wett-

bewerber vorbeikommen wird.

NACHHOLENDE POLITISIERUNG

Somit sind Personal und Themen für eine 

nachholende Politisierung der Euro-Krise 

im Rahmen der Europawahlen durchaus 

vorhanden. Dass eine intensivere inhalt-

liche und personelle Auseinandersetzung 

über konkrete Europapolitik allenfalls 

aufgeschoben, aber nicht aufgehoben ist, 

hat sich bereits im Bundestagswahlkampf 

2013 angedeutet. Die etablierten Parteien 

haben viel daran gesetzt, die Europapoli-

tik und den weiteren Fahrplan im Krisen-

management aus der politischen Ausein-

andersetzung so weit wie möglich heraus-

zuhalten, was angesichts eines breiten 

Konsenses bei den Schlüsselentscheidun-

gen über die Euro-Rettung nicht verwun-

dert. Dieser Umstand hat es der New-

comer-Partei um den Hamburger VWL-   

Professor Bernd Lucke ermöglicht, sich 

mit der Forderung nach einer geordneten 

Auflösung des Euro-Raums als Alternative 

zu den „Altparteien“ zu profilieren. Die 

Partei konnte vor allem abtrünnige, ent-

täuschte FDP-Wähler des nationallibera-

len Flügels abwerben. Mit gezielt rechts-

Kommentiert
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populistischer und wohl fahrts chauvinis- 

tischer Rhetorik gelang ihr jedoch auch 

ein beträchtlicher Zulauf aus dem Nicht-

wählerlager, vor allem in Ostdeutschland. 

Eine Analyse der Forschungsgruppe Wah-

len kommt indes zu dem Ergebnis, dass 

nur ein geringer Anteil der AfD-Wähler 

ihre Stimme der Partei aufgrund politi-

scher Inhalte gab. Zwei Drittel der Wähler 

scheinen demgegenüber aus Protest gegen 

das Parteienestablishment für die AfD vo-

tiert zu haben.

 Europaskepsis ist also nur in begrenz-

tem Maße ideologisch in der Wählerschaft 

verwurzelt. Vielmehr speist sich diese 

Stimmung aus der Frustration über die 

mangelnde Transparenz und Bürgernähe 

politischer Entscheidungen. Die AfD hat 

in dieser Sichtweise eine Signal- und Indi-

katorfunktion erfüllt: Sie hat auf Legiti-

mationsdefizite aufmerksam gemacht und 

mit der Forderung nach einem Mehr an 

Bürger beteiligung ein Thema gesetzt, das 

die anderen Parteien nicht länger ignorie-

ren können. Dass die Parteien auf die AfD 

und ihre europapolitischen Ambitionen 

auch personell reagieren, zeigt die Ernen-

nung von  Peter Gauweiler zum stellvertre-

tenden CSU-Vorsitzenden. Gauweiler, der 

sich als Kläger gegen Lissabon-Vertrag, 

Rettungsschirme und den Europäischen 

Stabili tätsmechanismus (ESM) einen Ruf 

als „Ein-Mann-Opposition“ erworben hat, 

bezeichnete die AfD als eine „politische 

Hallo-wach-Tablette“.4 Seine Nominie-

rung zum heimlichen Spitzenkandidaten 

der CSU bei der Europawahl ist ein geziel-

ter Schachzug: Er soll dazu dienen, die 

AfD zu neutralisieren und die CSU auch 

innerhalb einer Großen Koalition als ei-

genständige, Zentralismus- und Bürokra-

tie-kritische (das heißt Brüssel-kritische) 

Kraft zu profilieren. Ob die AfD dauerhaft 

im politischen Abseits bleibt, ist noch 

nicht ausgemacht: Zwar ist die Partei, wie 

die heftigen inneren Auseinandersetzun-

gen zeigen, keineswegs gefestigt, aber sie 

könnte möglicherweise davon profitieren, 

dass bei den Europawahlen 2014 in 

Deutschland erstmals eine niedrigere 

Sperrklausel von drei Prozent der Stim-

men gilt,5 welche die AfD allem Anschein 

nach erringen wird (Stichwort: Regierungs-

abstrafungseffekt in Kombination mit ei-

ner Großen Koalition).

 Die insgesamt hohen Zustimmungs-

werte für  Angela  Merkel und ihr umsichti-

ges Handeln in der Euro-Krise, ein zentra-

ler Faktor für das gute Abschneiden der 

Unionsparteien, beschreiben die weiter-

hin gute Ausgangslage, sind aber kein Na-

turgesetz. Sie spiegeln vielmehr die Emp-

findung wider, dass sich die wirtschaftliche 

Lage Deutschlands im Vergleich zu den 

europäischen Nachbar ländern gut dar-

stellt und die Krise bislang keine persön-

lichen finanziellen Einbußen bei den Bür-

gern bewirkt hat.

UMSTRITTENE DEMOKRATI-
SIERUNGSSTRATEGIE WAGEN

Politisierung, verstanden als verstärkter 

Wettbewerb um politische Inhalte und 

Ämter, ist gewiss eine umstrittene Demo-

kratisierungsstrategie.6 Befürworter ver-

sprechen sich von einem Mehr an Wett-

bewerb eine Steigerung der öffentlichen 

Aufmerksamkeit sowie eine klarere Zure-

chenbarkeit der politischen Verantwor-

tung. Eine stärkere Verknüpfung von Pro-

gramm und Person in Kombination mit 

der Möglichkeit, dass Wahlen Gewinner 

produzieren, die für sich ein politisches 

Mit angezogener Handbremse?, Karl-Rudolf Korte, Stefan Thierse
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Mandat ableiten können, könnte die 

 Attraktivität für Medien und Wähler er-

höhen.

 Ein immer wieder vorgebrachtes Ge-

genargument lautet, dass die Politisierung 

nicht vor den Themen haltmachen würde, 

welche die Grundfragen der europäischen 

Integration betreffen. Außerdem könnten 

zu hohe Erwartungen geweckt werden: 

Da ein europäischer Wahlsieger kein um-

fassendes politisches Mandat für eine poli-

tische Agenda ableiten könnte, sondern 

stattdessen durch ein hochgradig gewal-

tenteiliges Institutionenarrangement und 

vertragsrechtliche Bindungen in seinem 

Handlungsspielraum eingeschränkt wäre, 

könne die eigentliche Bedeutung der Wahl 

durch Enttäuschung entwertet werden. 

 In Wahrheit aber haben die vergange-

nen Krisenjahre längst zu einer Politisie-

rung der identitätsstiftenden, konstitutiven 

Sach fragen geführt. Eine Ausklammerung 

der entscheidenden Grundfragen über den 

Kurs in Europa aus dem politischen Dis-

kurs und ein Rückzug in Hinterzimmer-

politik seitens der etablierten, pro-euro-

päischen Kräfte hat dies nicht verhindern 

können, sondern umgekehrt sogar beför-

dert. Eine Strategie des „Weiter so“ wäre 

im Vergleich zu der Option einer vorsich-

tigen, auch vertraglich gedeckten Politi-

sierung und Personalisierung der Europa-

wahl gewiss die schlechtere Option. Popu- 

lis tische und europafeindliche Kräfte hät-

ten es dann noch leichter, gegen eine 

scheinbar anonyme, demokratisch nicht 

legitimierte, überbürokratisierte EU Stim-

mung zu machen.

Die Alternative zu einem stärker auf eben-

bürtige Spitzenkandidaten zugespitzten 

Wahlkampf wäre eine lauwarme Kampa-

gne, die sich in Allgemeinplätze wie „Han-

deln. Mitmachen. Bewegen“ flüchten und 

die Attraktivität der Europawahl  sicher 

nicht steigern würde. Den Schlüssel zu 

 einer Steigerung der Attraktivität der Eu-

ropawahlen halten die nationalen Parteien 

und hier vor allem die Vorsitzenden der 

Parteien selbst in der Hand.
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